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Das Statisti-
sche Bundes-
amt hat Ende 
Februar die 

vorläufigen 
Unfallzahlen  

für das Jahr 2024 
veröffentlicht. Beim Blick darauf wird  
deutlich, dass die Zahlen der im Straßen-
verkehr Getöteten und Verletzten nur 
leicht sinken und tendenziell auf einem 
Plateau verharren. Die nationalen und 
europäischen Zwischenziele zur  
Vision Zero werden so voraussichtlich 
deutlich verfehlt.

Unsere Erwartung an die von CDU/CSU 
und SPD getragene Bundesregierung 
bemisst sich an der Unfallstatistik und 
dem selbstgesetzten Ziel des Bundes, die 
Zahl der Getöteten im Zeitraum von 2021 
bis 2030 gemeinsam mit allen staatlichen 
Ebenen und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren um 40 Prozent zu reduzieren.

Dafür sollte verstärkt in die Prävention 
investiert werden: Abgesehen vom  
erheblichen menschlichen Leid kosten 
Verkehrsunfälle die Volkswirtschaft  
jährlich rund 37 Milliarden Euro.

Der Schutz von Leib und Leben ist aber 
auch ein grundgesetzlicher Auftrag.  
Die Prävention von Verkehrsunfällen 
gehört zum Kernbestand staatlicher 
Aufgaben. Etwa beim Einsatz des 
Infrastruktur-Sondervermögens 
muss dieser verfassungsrechtliche 
Schutzauftrag daher verwirklicht werden.

Jetzt gilt es, gemeinsam dafür zu 
kämpfen, dass die Vision Zero nicht  
zur Nullnummer verkommt. Nur deutlich 
sinkende Unfallzahlen sind als Trend 
akzeptabel. Kleinere Schwankungen auf 
einem Plateau sind es nicht.

Manfred Wirsch
DVR-Präsident
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FORDERUNGEN 
ZUR VERKEHRS-
SICHERHEIT

2024 sind 2.780 Menschen im Straßenverkehr ums Leben gekommen. 

Unfallzahlen 2024

Getötete Schwerverletzte

Leichtverletzte

50.300

309.700

2.780
Nach vorläufigen  

Angaben des Statistischen  
Bundesamtes (Destatis) gab es  

im Jahr 2024 in Deutschland etwa  

 

289.000   
Unfälle im Straßenverkehr mit  

Personenschaden. 

Quelle:  
Statistisches Bundesamt
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DVR FORDERUNGEN

1. PAKT FÜR  
VERKEHRSSICHERHEIT  
STÄRKEN

VISION ZERO  
IM VERKEHRSRECHT  
VERANKERN

Im Sinne der Vision Zero muss der Pakt 
für Verkehrssicherheit gestärkt und das 
Verkehrssicherheitsprogramm des Bun-
des mit einem Zeit- und Maßnahmenplan 
ausgestattet werden. Konkrete Maßnah-
men, Zeiträume und Verantwortlichkeiten 
sind dringend zu klären.

Die vorletzte Bundesregierung hat den Pakt 
für Verkehrssicherheit mit Beteiligung 
aller staatlicher Ebenen und vielen 
zivilgesellschaftlichen Akteuren ins 
Leben gerufen. Für jedes der zwölf im 
Pakt definierten Handlungsfelder wurden 
erfolgreiche Maßnahmen aus der Praxis 
zusammengetragen. In der vergangenen 
Legislaturperiode sind daraus allerdings 
nur wenige Aktivitäten hervorgegangen. 

Zudem hat der Bund mit dem Verkehrs- 
sicherheitsprogramm die Themen zu-
sammengestellt, die zur Unfallverhütung 
beitragen können und etwa 180 laufende 
und geplante Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Verkehrssicherheit benannt.  
Unsere Erwartung ist, dass die neue  
Regierungskoalition nicht alles wieder  
neu erarbeitet, sondern direkt mit der  
Umsetzung der bereits beschlossenen 
Maßnahmen beginnt.

Der Pakt für Verkehrssicherheit bietet  
hierfür den passenden Rahmen. Alle  
Beteiligten – Politik, Behörden, Verbände, 
Unternehmen und Wissenschaft – tragen 
die gemeinsame Verantwortung für ein 
sicheres Verkehrssystem. Um alle ver- 
fügbaren Potenziale zu nutzen, kommt  

es entscheidend auf die Zusammenarbeit 
mit den Verantwortlichen auf europäi-
scher, nationaler, föderaler und lokaler 
Ebene an. So können die Zahlen der im 
Straßenverkehr Getöteten und Verletzten 
nachhaltig reduziert werden.

Die Vision Zero sollte ausdrücklich im 
Straßenverkehrsgesetz (StVG) verankert 
werden. Nur dadurch kann der ernsthafte 
Wille, als Gesellschaft im Straßenverkehr 
keine Getöteten und Schwerverletzten 
mehr hinzunehmen, auch in der Rechts-
anwendung wirken und das Präventions-
prinzip konsequent umgesetzt werden.

Bislang ist die Vision Zero lediglich in der 
Verwaltungsvorschrift zur Straßenver-
kehrs-Ordnung (VwV-StVO) festgeschrie-
ben. Alle Verkehrsteilnahmearten sind 
gleichrangig – dieser Grundsatz muss 
endlich in der Praxis ankommen.

Die Bundesregierung sollte Maßnahmen 
priorisieren, die die höchstmögliche 
Reduktion der Zahl von Getöteten und 
Schwerverletzten versprechen und dies 
bei der Vergabe von Investitionsmitteln für 
die Straßeninfrastruktur berücksichtigen.

Die rund 200 Mitgliedsorganisationen 
des DVR haben gemeinsam die 
effektivsten Maßnahmen ermittelt, um den 
Straßenverkehr sicherer zu machen. Sie 
betreffen etwa die Unfallschwerpunkte auf 
Landstraßen sowie für Fußgängerinnen 
und Fußgänger in der Stadt. Neben 
eigenen Maßnahmen sollte der Bund auch 
die Ausreichung von Investitionsmitteln 
an Länder oder Kommunen als Hebel 
nutzen: Durch geeignete Kriterien kann 
sichergestellt werden, dass damit auch 
ein Mehrwert für die Verkehrssicherheit 
erzielt wird. Das rettet Leben.

Mittel effizient einsetzen

Mit Blick auf das verabschiedete  
Sondervermögen für Infrastruktur- 
maßnahmen muss zudem geklärt werden, 
wie die Mittel effizient genutzt werden 
können. Es kommt darauf an, mit jedem 
eingesetzten Euro möglichst viel Hebelwir-
kung zu erzielen.

Von der Landstraße bis zur Innenstadt 
– das Wissen für die Gestaltung einer 
sicheren Infrastruktur, entsprechende 
Konzepte und Regelwerke liegen vor. 
Es kommt jetzt darauf an, diese bei 
Investitionsmaßnahmen umzusetzen. 
Auf der Verfahrensebene ist ein Beispiel 
das Sicherheitsaudit in der Planung von 
Neu-, Um- und Ausbaumaßnahmen sowie 
das Bestandsaudit für das vorhandene 
Straßennetz als Mittel Nummer eins 
zur Erhöhung der Verkehrssicherheit der 
Infrastruktur.

Bund, Länder und Kommunen haben sich das Ziel gesetzt, die Zahl der im Straßenverkehr Getöteten im Zeitraum 
von 2021 bis 2030 um 40 Prozent zu reduzieren. Die bisher erzielten Fortschritte bei der Sicherheit reichen dafür 
allerdings nicht aus. Die Zahl der Getöteten verharrt auf einem Plateau. Die amtliche Unfallstatistik verzeichnete 
2.562 Getötete für das Jahr 2021. Im Jahr 2024 sind nach vorläufigen Destatis-Angaben 2.780 Menschen  
im Straßenverkehr ums Leben gekommen. Das Ziel droht also deutlich verfehlt zu werden.

Unsere drei Kernforderungen für die Verkehrssicherheit an die Bundesregierung:

2.

3.  

innerorts 
31,8 %

Autobahnen
10,6 %

1.635
Unfallschwerpunkt  
Landstraße

902 302

Im  
Straßenverkehr 

Getötete  

2023 

Landstraße 
57,6 %

ZIELFÜHRENDE  
MASSNAHMEN  
PRIORISIEREN

Ein besonderes Augenmerk sollte auf die Landstraßen- 
sicherheit gerichtet werden. Denn fast 60 Prozent der  
Verkehrstoten sind Jahr für Jahr auf Landstraßen  
zu verzeichnen. Der Bund sollte die Länder bei der  
Modernisierung der Straßeninfrastruktur unterstützen.

Zusätzlich ist das Verkehrsrecht dort 
anzupassen, wo Gefahren und Ge-
schwindigkeiten nicht zusammenpassen. 
Das betrifft vor allem Knotenpunkte wie 
Kreuzungen, Einmündungen, Kreisverkehre 
oder Grundstückszufahrten, wo generell 
höchstens eine Geschwindigkeit von 70 
km/h angeordnet werden sollte. Auf engen 
Landstraßen muss generell Tempo 80 
gelten. Vor allem müssen die Behörden auf 
fachlicher Grundlage entscheiden können, 
wo verkehrsrechtliche Anordnungen  
nötig sind. Immer noch werden an einer 
schon bekannten Gefahrenstelle Menschen 
getötet, weil die formalen Kriterien für  
eine „besondere örtliche Gefährdung“  
noch nicht erfüllt sind.

Manchmal liegt der Schlüssel für mehr Sicherheit auch 
neben der Straße: Durch einen konsequenten Ausbau  
von Stellplätzen und sanitären Anlagen an Raststätten 
und Parkplätzen führen die Ruhepausen zu einer besseren  
Erholung der Lkw-Fahrenden und tragen zur Verkehrs- 
sicherheit bei. 
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Mit Blick auf die ungeschützten 
Verkehrsteilnehmenden wie Radfahrende 
oder Fußgängerinnen und Fußgänger ist die 
bestehende Infrastruktur vielerorts mangelhaft. 
Neben durchgängigen Fußverkehrsnetzen ist 
eine sichere Radinfrastruktur unverzichtbar, 
auch um Haltepunkte des besonders sicheren 
öffentlichen Nah- und Fernverkehrs zu erreichen. 

Es darf kein Kind im Straßenverkehr getötet 
oder schwer verletzt werden. Daher fordern 
wir den Bund dazu auf, die Kommunen bei 
der Verbesserung der Schulwegsicherheit 
durch eine kindgerechte Gestaltung des 
Verkehrsraums weiter zu unterstützen.

Barrierefreie Querungsstellen und freie 
Sichtbeziehungen müssen Standard sein. 
Sie kommen auch Älteren und Menschen mit 
Mobilitätseinschränkungen zugute.

   �Weitere  
Forderungen  
des DVR an  
die Politik  
stehen hier: 

   �Die DVR- 
Beschlüsse 
finden  
Sie hier:

   �Hier geht es zur 
Website des 
Paktes für  
Verkehrs- 
sicherheit:

    �Informationen zum 
Verkehrssicher-
heitsprogramm 
des Bundes sind 
hier abrufbar: 

    �Weitere Informa-
tionen zur Sicher-
heitsstrategie 
Vision Zero sind 
hier zu finden:

23.679

4.406

58

3.069

44

Unfallzahlen Kinder unter 15 Jahren

Quelle: Statistisches Bundesamt

Leichtverletzte

Schwerverletzte

Getötete

2013

 30,3 %

 1,9 %

 24,1 %

2023

24.122 

Besonderer Schutz für besonders Schutzbedürftige 

Der DVR ist die zentrale Kontaktstelle für den Pakt für Verkehrssicherheit. Die zugehörige Website macht die verschiedenen Maßnah-
men der Verkehrssicherheitsarbeit stärker sichtbar und soll den Anstoß für einen weiteren Austausch zwischen den Akteuren geben. 
Wer sich für ein vorgestelltes Projekt interessiert und Näheres dazu erfahren oder eigene Vorzeigeprojekte beisteuern möchte, kann sich 
beim DVR melden (Dr. Sibylle Reiß, Tel.: 030/2266771-17, sreiss@dvr.de). Die Website bietet zudem einen Veranstaltungskalender 
mit vielen Fachterminen aus der Verkehrssicherheit, um so Treffpunkte für den fachlichen Austausch und zur Vernetzung aufzuzeigen.
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